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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Polypropylen der Tarifstelle 
39.02 C IV des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In der Gemeinschaft macht sich gegenwärtig ein 
gewisser Mangel an Polypropylen der Tarifstelle 
39.02 C IV des Gemeinsamen Zolltarifs bemerkbar. 
Diese Mangellage kann insbesondere in einigen Mit- 
glieclstaaten zu Nachteilen für die Verbraucherindu- 
strien führen. Es erscheint daher angezeigt, ein zoll- 
freies Gemeinschaftszollkontingent in angemessener 
Höhe zu eröffnen. Um jedoch jeden Druck auf die 
Gemeinschaftsproduktion dieser Ware zu vermei- 
den, muß das Zollkontingent auf den Teil der Be- 
darfsmenge begrenzt werden, der nicht durch diese 
Produktion gedeckt werden kann, d. h. auf 12 000 
Tonnen und für eine Geltungsdauer bis zum 31. De- 
zember 1974. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und der 
vorgesehene Kontingentszollsatz fortlaufend auf 
sämtliche Einfuhren der betreffenden Ware bis zur 
Ausschöpfung des Kontingents angewendet wird. 
Der Gemeinschaftscharakter des Kontingents kann 
unter Beachtung der oben aufgestellten Grundsätze 
gewahrt werden, indem bei der Ausnutzung dieses 
Gemeinschaftszollkontingents von einer Aufteilung 
der Menge auf die Mitgliedstaaten ausgegangen 
wird. Um die tatsächliche Marktentwicklung dieser 
Ware weitestgehend zu berücksichtigen, ist diese 
Aufteilung entsprechend dem Bedarf der Mitglied- 
staaten vorzunehmen; dieser Bedarf wird an Hand 
der statistischen Angaben über die während eines 
repräsentativen Bezugszeitraums vorgenommenen 
Einfuhren aus dritten Ländern sowie nach den Wirt- 
schaftsaussichten für den betreffenden Kontingents- 
zeitraum berechnet. 


Da es sich im vorliegenden Fall jedoch um ein 
autonomes Gemeinschaftszollkontingent handelt, das 
zur Deckung des in einigen Mitgliedstaaten sich im 
Augenblick besonders zeigenden Einfuhrbedarfs be- 
stimmt ist, kann die erste Aufteilung der Kontin- 
gentsmenge unter anderen auf der Grundlage des 
von diesen Mitgliedstaaten gemeldeten Bedarfs vor- 
genommen werden. 

Um einem möglichen Anstieg der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung zu tragen, ist die Kon- 
tingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate aufgeteilt wird und die zweite Rate als 
Reserve zur späteren Deckung des Bedarfs derjeni- 
gen Mitgliedstaaten, die ihre erste Quote ausge- 
schöpft haben, bestimmt ist. Um den Importeuren 
eine gewisse Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, 
die erste Rate des Gemeinschaftszollkontingentes im 
vorliegenden Fall auf 65 v. H. der Kontingentsmenge 
festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
zur Vermeidung von Unterbrechungen muß jeder 
Mitgliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast 
völlig ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote für die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zu- 
sätzlichen Quoten jeweils fast völlig ausgeschöpft 
sind und soweit noch eine Reservemenge vorhanden 
ist. Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten 
müssen bis zum Ende des Kontingentszeitraums gel- 
ten. Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission, die vor allem die Möglichkeit 
haben muß, den Stand der Ausnutzung der Kontin- 
gentsmenge zu verfolgen und die Mitgliedstaaten 
davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ursprünglichen Quote vor- 
handen, so muß dieser Staat einen erheblichen Pro- 
zentsatz davon auf die Reserve übertragen, damit 
vermieden wird, daß ein Teil des Gemeinschaftszoll- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. April 1974 - 1/4 - 680 70- E- Po 8/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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kontingerits in einem N'Iitglicdstaat nicht ausgenutzt 
wird, während er in anderen Mitgliedstaaten ver- 
wendet werden könnte. 

Da sich das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg zu 
der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlossen 
haben und durch diese vertreten werden, kann jede 
Maßnahme im Zusammenhang mit der Verwaltung 
der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten Quoten 
durch eines ihrer Mitglieder erfolgen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. April bis 31. Dezember 1974 wird in der 
Gemeinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent 
von 12 000 Tonnen für Polypropylen der Tarif- 
stelle 39.02 C IV des Gemeinsamen Zolltarifs er- 
öffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents werden die 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs vollständig 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Gemeinschaftszollkontingents Zollsätze an, 
die nach den diesbezüglichen Bestimmungen der 
Beitrittsakte berechnet sind. 


2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich nach 
dem in Absatz 1 genannten Verfahren die Zie- 
hung einer dritten Quote in Höhe von 5 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogenen Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat nach dem in Absatz 1 genann- 
ten Verfahren die Ziehung einer vierten Quote 
in Höhe der dritten Quote vor. Dieses Verfahren 
wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung der Re- 
serve angewendet. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie dazu 
veranlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die nach Maßgabe von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1974. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 8000 Tonnen auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt} die Quoten, die vorbe- 
haltlich des Artikels bis zum 31. Dezember 1974 
gelten, belaufen sich auf folgende Mengen: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


3100 Tonnen, 
1000 Tonnen, 
100 Tonnen, 
100 Tonnen, 
3500 Tonnen, 
100 Tonnen, 
100 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 4000 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 
15. Dezember 1974 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er spätestens am 10. Oktober 1974 von der nicht aus- 
geschöpften Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ur- 
sprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. Er 
kann eine größere Menge übertragen, wenn Grund 
zu der Annahme besteht, daß die betreffende Menge 
nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1974 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. September 1974 einschließlich und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet haben; 
außerdem teilen sie gegebenenfalls den Teil ihrer 
ursprünglichen Quote mit, den sie auf die Reserve 
übertragen. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgelegte ursprüngliche Quote oder - bei 
Anwendung des Artikels 5 - die gleiche Quote 
abzüglich des auf die Reserve übertragenen Teils 
zu 90 V. H. oder mehr ausgeschöpft, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mittei- 
lung an die Kommission die Ziehung einer ge- 
gebenenfalls aufgerundeten zweiten Quote in 
Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfungen der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1974 über den Stand der Reserve nach 
erfolgter Durchführung der Übertragungen gemäß 
Artikel 5. 
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Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen Quoten die fortlaufenden 
Anrechnungen auf ihren kumulierten Anteil an 
dem Gemeinschaftszollkontingent zu ermög- 
lichen. 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten allen in 
ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der be- 
treffenden Ware. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware aus dritten Ländern nach 
Maßgabe der Gestellung dieser Ware bei der 
Zollstelle mit einer Anmeldung zur Abfertigung 
zum freien Verkehr auf ihre Quoten an. 


4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet worden sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten im 
Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung eng 
zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
j lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung der Gemeinschaftszollkontingente für Acryl-Spinnfasern und Garne 
aus Acryl-Spinnfasern der Tarifstellen ex 56.04 A und ex 56.05 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAI' DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

ln der Gemeinschaft macht sich gegenwärtig ein 
gewisser Mangel an Acryl-Spinnfasern und Garnen 
aus Acryl-Spinnfasern der Tarifstellen ex 56.04 A 
und ex 56.05 A des Gemeinsamen Zolltarifs bemerk- 
bar. Diese Mangellage kann insbesondere in einigen 
Mitgliedslaaten zu Nachteilen für die Verbraucher- 
Industrien führen. Es erscheint daher angezeigt, 
zollfreie Gemeinschaftszollkontingente in ange- 
messener Flöhe zu eröffnen. Um jedoch jeden Druck 
auf die Gemeinschaftsproduktion dieser Waren zu 
vermeiden, müssen die Zollkontingente auf den Teil 
der Bedarfsmengen begrenzt werden, der nicht durch 
diese Produktion gedeckt werden kann, d. h. auf 
700 Tonnen bzw. 130 Tonnen. Aus dem gleichen 
Grunde müßte die Geltungsdauer auf die Zeit bis 
zum 30. Juni 1974 beschränkt werden. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesen Kontingenten haben und 
die vorgesehenen Kontingentszolisätze fortlaufend 
auf sämtliche Einfuhren der betreffenden Waren bis 
zur Ausschöpfung der Kontingente angewendet wer- 
den. Der Gemeinschaftscharakter der Kontingente 
kann unter Beachtung der oben aufgestellten Grund- 
sätze gewahrt werden, indem bei der Ausnutzung 
dieser Gemeinschaftszollkontingente von einer Auf- 
teilung der Mengen auf die Mitgliedstaaten ausge- 
gangen wird. Um die tatsächliche Marktentwicklung 
dieser Waren weitestgehend zu berücksichtigen, ist 
diese Aufteilung entsprechend dem Bedarf der Mit- 
gliedstaaten vorzunehmen; dieser Bedarf wird an 
Hand der statistischen Angaben über die während 
eines repräsentativen Bezugszeitraums vorgenom- 
menen Einfuhren aus dritten Ländern sowie nach 
den Wirtschaftsaussichten für den betreffenden Kon- 
tingentszeitraum berechnet. 

Da es sich im vorliegenden Fall jedoch um auto- 
nome Gemeinschaftszollkontingente handelt, die zur 
Deckung des in einigen Mitgliedstaaten sich im 
Augenblick besonders zeigenden Einfuhrbedarfs be- 
stimmt sind, kann die erste Aufteilung der Kontin- 


gentsmengen unter anderen auf der Grundlage des 
von diesen Mitgliedstaaten gemeldeten Bedarfs vor- 
genommen werden. 

Um einen möglichen Anstieg der Einfuhren der 
betreffenden Waren Rechnung zu tragen, ist jede 
Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wobei 
die erste Rate aufgeteilt wird und die zweite Rate 
als Reserve zur späteren Deckung des Bedarfs der- 
jenigen Mitgliedstaaten, die ihre ursprünglichen 
Quoten ausgeschöpft haben, bestimmt ist. Lim den 
Importeuren eine gewisse Sicherheit zu geben, ist 
es angezeigt, die erste Rate jedes Gemeinschaftszoll- 
kontingents verhältnismäßig hoch, im vorliegenden 
Fall auf 83 v. H. bzw. 80 v. H, der Kontingentsnuni- 
gen, festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
zur Vermeidung von Unterbrechungen muß jeder 
Mitgliedstaat, der eine seiner ursprünglichen Quo- 
ten völlig ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätz- 
lichen Quote auf die entsprechende Reserve vorneh- 
men. Diese Ziehung muß jeder Mitgliedstaat vor- 
nehmen, wenn seine zusätzlichen Quoten jeweils 
fast völlig ausgeschöpft sind und soweit noch Re- 
servemengen vorhanden sind. Die ursprünglichen 
und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausnutzung der Kontingentsmengen zu ver- 
folgen und die Mitgliedstaaten davon zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ursprünglichen Quoten vor- 
handen, so muß dieser Staat einen erheblichen Pro- 
zentsatz davon auf die entsprechende Reserve über- 
tragen, damit vermieden wird, daß ein Teil des 
einen oder anderen Gemeinschaftszollkontingents 
in einem Mitgliedstaat nicht ausgenutzt wird, wäh- 
rend er in anderen Mitgliedstaaten verwendet wer- 
den könnte. 

Da sich das Königreich Belgien, das Königreich 
der Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlos- 
sen haben und durch diese vertreten werden, kann 
jede Maßnahme im Zusammenhang mit der Verwal- 
tung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten Quoten 
durch eines ihrer Mitglieder erfolgen - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 



Artikel 1 



1. 

Vom 1. April bis 30. Juni 1974 werden in der 
Gemeinschaft Gemeinschaftszollkontingente für 
folgende Waren innerhalb folgender Grenzen 
eröffnet: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 


Kontingents- 

menge 

ex 56.04 A 

Acryl-Spinnfasern 


700 Tonnen 

ex 56.05 A 

Garne aus Acryl-Spinnfasern 


130 Tonnen 


2. Im Rahmen dieser Zollkontingente werden die 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs vollständig 
ausgesetzt. 


aufgerundeten zweiten Quote in Höhe von 10 
V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, soweit 
die entsprechende Reservemenge ausreicht. 


3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieser Gemeinschaftszollkontingente Zollsätze an, 
die nach den diesbezüglichen Bestimmungen der 
Beitrittsakte berechnet sind. 


Artikel 2 

1. Von jedem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate auf die Mitgliedstaaten aufge- 
teilt; die Quoten, die vorbehaltlich des Artikels 
5 bis zum 30. Juni gelten, belaufen sich auf fol- 
gende Mengen: 


Acryl-Spinnfasern 
ex 56.04 A 


Garne aus Acryl- 
Spinnfasern 
ex 56.05 A 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Vereinigtes 

Königreich 


10 Tonnen, 
410 Tonnen, 
10 Tonnen, 
10 Tonnen, 
HO Tonnen, 
10 Tonnen, 

10 Tonnen. 


5 Tonnen, 
5 Tonnen, 
5 Tonnen, 
5 Tonnen, 
70 Tonnen, 
5 Tonnen, 

5 Tonnen. 


2. Ist nach Ausschöpfung einer seiner ursprüng- 
lichen Quoten die zweite von einem Mitglied- 
staat gezogene Quote zu 90 v. H. oder mehr aus- 
geschöpft, so nimmt dieser Mitgliedstaat unver- 
züglich nach dem in Absatz 1 genannten Verfah- 
ren die Ziehung einer dritten Quote in Höhe von 
5 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung einer seiner zweiten Quo- 
ten die dritte von einem Mitgliedstaat gezogenen 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat nach dem in Absatz 
1 genannten Verfahren die Ziehung einer vier- 
ten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Aus- 
schöpfung der Reserve angewendet. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie dazu 
veranlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 


2. Die zweite Rate in Höhe von 130 Tonnen bzw. 
30 Tonnen bildet die Reserve. 


Die nach Maßgabe von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 30. Juni 1974. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat eine seiner gemäß Artikel 
2 Absatz 1 festgelegten ursprünglichen Quoten 
oder - bei Anwendung des Artikels 5 - die 
gleiche Quote abzüglich des auf die entspre- 
chende Reserve übertragenen Teils zu 90 v. H. 
oder mehr ausgeschöpft, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer gegebenenfalls 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat eine seiner ursprünglichen 
Quoten am 15. Mai 1974 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er spätestens am 10. Juni 1974 von der nicht 
ausgeschöpften Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die entspre- 
chende Reserve. Er kann eine größere Menge über- 
tragen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
die betreffende Menge nicht ausgenutzt werden 
kann. 
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Die Mitnliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Juni 1974 die Gesamtmenge der Ein- 
fuhren der betreffenden Waren mit, die sie bis zum 
15. Mai 1974 einschließlich getätigt und auf jedes 
der Gemeinschaftszollkontingente angerechnet ha- 
ben; außerdem teilen sie gegebenenfalls den Teil 
ihrer ursprünglichen Quoten mit, den sie auf die 
entsprechende Reserve übertragen. 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfungen der be- 
treffenden Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zu- 
gehen. 

Sic unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Juni 1974 über den Stand der Reserven nach er- 
folgter Durchführung der Übertragungen gemäß 
Artikel 5. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die einzel- 
nen Reserven ausgeschöpft werden, auf die verfüg- 
bare Restmenge beschränkt bleibt, und gibt zu die- 
sem Zweck dem Mitgliedstaat, der diese letzte Zie- 
hung vornimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen Quoten die fortlaufenden 
Anrechnungen auf ihren kumulierten Anteil an 
den Gemcinschaftszollkontingenten zu ermög- 
lichen. 


2. Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten allen in 
ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der be- 
treffenden Waren. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Waren aus dritten Ländern nach 
Maßgabe der Gestaltung dieser Waren bei der 
Zollstelle mit einer Anmeldung zur Abfertigung 
zum freien Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 
3 angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet worden sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung 
eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Drucksache 7/1994 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


1. Die beigefügten Verordnungsentwürfe sind das 
Ergebnis einer Prüfung von Anträgen eines Mit- 
gliedstaates, ihm die Möglichkeit der zollfreien Ein- 
fuhr nachstehender Waren zu eröffnen: 

— Polypropylen der Tarifstelle 39.02 C IV, 

— Acryl-Spinnfasern der Tarifstelle ex 56.04 A und 

— Garne aus Acryl-Spinnfasern der Tarifstelle 
ex 56.05 A. 

2. Diese Anträge sind insbesondere auf einer Kon- 
sultationssitzung mit den Sachverständigen aller 
Mitgliedstaaten am 12. Februar 1974 geprüft wor- 
den. Bei dieser Gelegenheit wurde anerkannt, daß 
sich auf dem Markt der für die Herstellung von be- 
stimmten Textilien verwendeten Rohstoffe ein er- 
heblicher Mangel zeigt. Dieser findet seinen Ur- 
sprung nicht in der unzureichenden Produktions- 
kapazität, sondern vielmehr in den besonderen Um- 
ständen, die gegenwärtig die Verfügbarkeit der 
Rohstoffe in einigen Industriebereichen beeinträch- 


tigen. Im übrigen machen sich diese Beeinträchti- 
gungen in den einzelnen Mitgliedstaaten unter- 
schiedlich bemerkbar. Im Hinblick darauf, die gegen- 
wärtig bestehende Unausgewogenheit zu mildern, 
empfiehlt es sich, für die Einfuhr aus Drittländern 
für die betreffenden Waren ein zollfreies Gemein- 
schaftszollkontingent zu eröffnen. 

3. Die Kontingentsmengen und die Geltungsdauer 
der Kontingente wurden so festgesetzt, daß sie ein- 
mal die oben erwähnten Nachteile vermindern und 
zum andern negative Auswirkungen auf die Ge- 
meinschaftsproduktion vermeiden. Es wird daher 
ebenfalls vorgeschlagen, bei der Zuteilung der ur- 
sprünglichen Quoten vor allem den Bedarf der Mit- 
gliedstaaten zu berücksichtigen, deren Verbraucher- 
industrien durch die gegenwärtige Mangellage sehr 
stark betroffen sind. 

4. Als Anrechnungsart wird das Windhundverfah- 
ren vorgeschlagen. 
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